
Art. 81 Die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe

Der Bezirkstag und der Rat des Bezirkes sowie die Volksvertretung und der Rat des 
Kreises sind berechtigt, zur Wahrnehmung ihrer Verantwortung von den Organen der 
Staatsanwaltschaft, den Gerichten, den Sicherheitsorganen sowie den Organen der staatli­
chen und gesellschaftlichen Kontrolle Auskünfte und Informationen zu verlangen (§§ 34 
Abs. 5, 48 Abs. 4 GöV).

Entsprechende Regelungen enthalten das Gerichtsverfassungsgesetz40 (§ 17), das 
Staatsanwaltschaftsgesetz41 (§ 9) und das Volkspolizeigesetz42 (§ 5).

59 8. Organisation der Mitwirkung der Bürger und Zusammenarbeit mit den Orga­
nisationen der Werktätigen. Die in Art. 81 Abs. 2 Satz 2 enthaltenen Kompetenzen der 
örtlichen Volksvertretungen zur Organisation der Mitwirkung der Bürger an der Gestal­
tung des politischen wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Lebens und zur Zusam­
menarbeit mit den gesellschaftlichen Organisationen der Werktätigen ist das Gegenstück 
zur Verpflichtung der Volksvertretungen aller Stufen, sich bei ihrer Tätigkeit auf die akti­
ve Mitgestaltung der Bürger an der Vorbereitung, Durchführung und Kontrolle ihrer 
Entscheidungen zu stützen (s. Rz. 33-41 zu Art. 5). Voraussetzung dafür, daß die Volks­
vertretungen sich in ihrer Tätigkeit auf die aktive Mitgestaltung der Bürger stützen kön­
nen, ist die Organisation ihrer Mitwirkung. Von besonderer Bedeutung ist diese Pflicht 
für die Volksvertretungen der untersten Stufe, denn diese haben am ehesten die Möglich­
keit dazu. Indessen besteht die Verpflichtung auch für die anderen Volksvertretungen. Sie 
wird hauptsächlich durch die Tätigkeit der Abgeordneten erfüllt (s. Erl. zu Art. 85).

Der Mitwirkung der Bürger dient die Regelung, derzufolge »Gäste« zu den Tagungen 
der örtlichen Volksvertretungen eingeladen werden können (§ 6 Abs. 5 Satz 2 GöV) (s. 
Rz. 34 zu Art. 81). Bei der Vorbereitung von Beschlüssen (s. Rz. 15 zu Art. 82) wird der 
Zusammenarbeit der örtlichen Volksvertretungen mit den gesellschaftlichen Organisatio­
nen, vor allem den Gewerkschaften und der Nationalen Front, besondere Bedeutung bei­
gemessen (§ 5 Abs. 3 Satz 2 GöV).

60 9- Veränderung der territorialen Gliederung. Als Grundsatz gilt, daß über Verände­
rungen der territorialen Gliederung die jeweils höhere Volksvertretung entscheidet (GöV- 
Kommentar, Vorbemerkung zu § 72).

61 a) Daraus ergibt sich, daß der gesetzlich nicht ausdrücklich geregelte Fall der Bildung 
und Auflösung eines Bezirkes in die Zuständigkeit der Volkskammer fällt.

62 b) Über die Bildung und Auflösung von Kreisen beschließt der Bezirkstag (§ 72 
Abs. 1 Satz 1 GöV). Die Bildung neuer Landkreise kann sowohl durch Teilen als auch 
durch Zusammenfassung der Territorien bestehender Landkreise erfolgen. Ein neuer Land­
kreis kann auch aus Teilen weiterbestehender Landkreise gebildet werden. Ein neuer 
Stadtkreis kann gebildet werden, indem eine kreisangehörige Stadt in einen Stadtkreis

40 Gesetz über die Verfassung der Gerichte der Deutschen Demokratischen Republik (Gerichts­
verfassungsgesetz) vom 27. 9. 1974 (GBl. I S. 457).

41 Gesetz über die Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokratischen Republik vom 7. 4. 1977 
(GBl. I S. 93).

42 Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Deutschen Volkspolizei (Volkspolizeigesetz) vom
11. 6. 1968 (GBl. I S. 232).
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